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I. ENTWICKLUNG DER ARBEITSLOSIGKEIT*
1. Die Bundesrepublik und das Vereinigte Königreich sind
in vieler Hinsicht vergleichbar: Beide sind fortgeschrittene
Industrieländer, haben fast die gleiche Fläche und Einwoh-
nerzahl, und der Unterschied im Pro-Kopf-Einkommen, wie ihn
die Statistik ausweist, ist nicht sehr groß. Beide Länder
haben auch ähnliche wirtschaftliche Probleme. Dazu gehört
die viel zu hohe Arbeitslosigkeit. Hier wie dort sind gegen-
wärtig rund zwei Millionen Menschen arbeitslos.
Bei der Entwicklung der Arbeitslosigkeit gibt es freilich
auch Unterschiede:
In beiden Ländern ist die Arbeitslosenzahl von Mitte
der siebziger bis Mitte der achtziger Jahre (in zwei
Schüben) kräftig gestiegen, im Vereinigten Königreich
war der Anstieg aber weitaus kräftiger. Im Sommer 1986,
als die Arbeitslosigkeit ihren Höhepunkt erreichte,
waren dort reichlich drei Millionen Menschen als ar-
beitslos registriert, etwa eine Million mehr als in der
Bundesrepublik (Schaubild 1).
Der Beitrag beruht auf den Ergebnissen eines von der
Deutsch-Britischen Stiftung für das Studium der Industrie-
gesellschaft unterstützten Forschungsprojekts, das Pro-
fessor Richard Rose am Centre for the Study of Public
Policy, University of Strathclyde, Glasgow, durchführt und
an dem der Verfasser als Consultant mitwirkt. Weitere
Teilergebnisse sind veröffentlicht in: Rose, Schmidt,
Wignanek, 1988; Rose, Page, 1989.- 4 -
Schaubild 1 - Registrierte Arbeitslose und standardisierte
Arbeitslosenquote im Vereinigten Königreich
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(a) 1989 geschätzt. - (b) Anteil der registrierten Arbeits-
losen an den zivilen Erwerbspersonen (standardisierte Zah-
len) .. •
Quelle: CSPP-Database; eigene Berechnungen- 5 -
Im Vereinigten Königreich geht die Anzahl der Arbeits-
losen seit dem Sommer 1986 rasch zurück , in der Bun-
desrepublik hingegen erst seit dem Herbst 1988 und
2
überdies deutlich langsamer . Im Vereinigten Königreich
betrug der Rückgang bis zum Frühjahr 1989 etwa 1,3 Mil-
lionen, in der Bundesrepublik nur 250 000 Personen. In-
zwischen sind im Vereinigten Königreich weniger Men-
schen als arbeitslos registriert als in der Bundes-
republik.
2. Die unterschiedliche Entwicklung zeigt sich auch im
Vergleich der "standardisierten" Arbeitslosenquoten - defi-
niert als Anteil der registrierten Arbeitslosen an den zivi-
len Erwerbspersonen . Im Vereinigten Königreich betrug die
Arbeitslosenquote im Sommer 1986 rund 12 vH, inzwischen
liegt sie nur noch bei 7% vH. In der Bundesrepublik ist die
Arbeitslosenquote bisher nur leicht zurückgegangen von 8% vH
auf ebenfalls 7% vH. Alles in allem hat es also das Ver-
einigte Königreich in den letzten Jahren besser verstanden
mit der Arbeitslosigkeit fertig zu werden als die Bundes-
republik, auch wenn dort wie hier das Problem gleichermaßen
besteht.
•Die Entwicklung wurde freilich auch davon beeinflußt, daß
die statistische Erfassung der Arbeitslosen mehrfach geän-
dert wurde. Seit 1979 hat es insgesamt sieben Revisionen
der Arbeitslosenstatistik gegeben, die letzte im September
1988. Die beiden gewichtigsten fanden im Oktober 1982 und
im März 1983 statt. Rein rechnerisch wurde dadurch die
Anzahl der registrierten Arbeitslosen um schätzungsweise
eine halbe Million reduziert (Johnson, 1988). Diese Revi-
sionen, für die es, wohlgemerkt, gute Gründe gab, beein-
flußten freilich mehr das Niveau als den zeitlichen Ver-
lauf: Bei unveränderter Definition hätte es im Sommer
1986: 3,6 Millionen (statt 3,2 Millionen) und Ende 1988:
2,6 Millionen (statt 2,1 Millionen) Arbeitslose gegeben.
2
Auch in der Bundesrepublik wird die Arbeitslosenzahl in
jüngerer Zeit durch eine straffere Karteiführung offenbar
nach unten gedrückt. Es gibt aber bisher keine Anhalts-
punkte, wie groß dieser Effekt ist und ob er überhaupt
sehr groß ist.
Die nationalen Arbeitslosenquoten wurden hier nach den EG-
Richtlinien standardisiert. Zu den Einzelheiten verglei-
che: Eurostat, 1988).- 6 -
3. Die Entwicklung in beiden Ländern ist in mehrfacher
Hinsicht lehrreich: Es hat sich einmal mehr gezeigt, daß ein
kräftiges Wirtschaftswachstum das beste Mittel gegen die Ar-
beitslosigkeit ist. In beiden Ländern hat die Beschäftigung
auf den Anstieg der Produktion reagiert. Befürchtungen, der
Aufschwung gehe diesmal am Arbeitsmarkt vorbei ("jobless
growth"), waren nicht berechtigt (Tabelle 1).
Nicht geklärt ist damit, warum die Entwicklung sowohl bei
den Beschäftigten als auch bei den Arbeitslosen im Vereinig-
ten Königreich deutlich besser verlaufen ist als in der Bun-
desrepublik:
Im Vereinigten Königreich ist der Anstieg der Beschäf-
tigtenzahl bezogen auf den Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion rund doppelt so stark gewesen
wie in der Bundesrepublik. Im Vereinigten Königreich
war das Wirtschaftswachstum also beschäftigungsintensi-
ver - was, anders als in den Vereinigten Staaten, nicht
zu Lasten des Produktivitätsanstiegs gegangen ist. Dort
fanden seit dem Tiefpunkt bei der Beschäftigung (Som-
mer 1982) rund 2 Millionen Menschen zusätzlich einen
Arbeitsplatz; in der Bundesrepublik (wo der Beschäfti-
gungstiefpunkt ein Jahr später lag) waren es bislang
2
knapp eine Million. Auch wenn man den unterschiedlich
starken Beschäftigtenrückgang in der Rezession von 1980
bis 1982 mit in den Blick nimmt - er fiel im Vereinig-
ten Königreich mit 1,5.Millionen etwas kräftiger als
Der Quotient aus beiden Größen, die Beschäftigtenelastizi-
tät, lautet (für den Zeitraum von 1982 bis 1988) 0,36 bzw.
0,17.
2
In der Bundesrepublik wird die Arbeitsmarktanalyse dadurch
erschwert, weil ein Teil der Statistiken über Erwerbstä-
tigkeit voraussichtlich korrigiert werden muß. Der Grund
liegt darin, daß die Ergebnisse der Volks- und Berufszäh-
lung von Mai 1987 eine um rund eine Million höhere Er-
werbstätigenzahl erbracht haben als bislang geschätzt wor-
den war. Der Revisionsbedarf erstreckt sich freilich ver-
mutlich vor allem auf die Jahre 1980-82 und weniger auf
die Jahre danach (zum vermutlichen Korrekturbedarf vgl.
Anhang) .•••-•- 7 -






















































































































Bruttosozialprodukt in Preisen von 1980. - Registrierte Arbeits-
lose. - Nettoveränderung der Anzahl der Erwerbspersonen.
Quelle: CSPP-Database; eigene Berechnungen.
in der Bundesrepublik (1,0 Millionen) - verändert sich
damit das Bild nur graduell: Bei der Schaffung zusätz-
licher Arbeitsplätze hatte in den letzten Jahren das
Vereinigte Königreich klar die Nase vorn.
Im Vereinigten Königreich ist der kräftige Anstieg der
Beschäftigtenzahl seit Mitte 1986 mit einem Rückgang
der Arbeitslosenzahl einhergegangen, in der Bundesrepu-
blik war das erst in der letzten Zeit (ab Herbst 1988)
der Fall. Über die ganze Periode hinweg hat freilich
auch im Vereinigten Königreich der Beschäftigtenanstieg- 8 -•
das Heer der nichtarbeitslosen Arbeitsuchenden (die
"Stille Reserve") stärker ausgeschöpft als das der
registrierten Arbeitslosen. Anders gewendet: Dort wie
hier hat die steigende Nachfrage nach Arbeitskräften
zugleich auch ein steigendes Angebot hervorgebracht.
Es bleibt zu klären, warum im Vereinigten Königreich die Ar-
beitslosigkeit früher und rascher zurückgegangen ist als in
der Bundesrepublik. Erste Hinweise lassen sich dadurch ge-
winnen, daß man die Struktur der Arbeitslosigkeit in beiden
Ländern miteinander vergleicht.
II. STRUKTUR DER ARBEITSLOSIGKEIT
1. Das Muster: Gemeinsames und Unterschiedliches
4. Die Zusammensetzung der Arbeitslosen nach Geschlecht,
Alter und Dauer der Arbeitslosigkeit weist in beiden Ländern
sowohl Unterschiede als auch Ähnlichkeiten auf:
Der auffälligste Unterschied ist die Verteilung nach
dem Geschlecht: Im Vereinigten Königreich gibt es we-
sentlich mehr arbeitslose Männer als Frauen, in der
Bundesrepublik sind fast genau so viele Frauen arbeits-
los wie Männer (Tabelle 2). Der Unterschied spiegelt
sich auch in den Arbeitslosenquoten: Im Vereinigten
Königreich sind, gemessen an den (zivilen) Erwerbsper-
sonen, mehr die Männer als die Frauen von Arbeitslosig-
keit betroffen, in der Bundesrepublik ist es umgekehrt.
Das Vereinigte Königreich ist das einzige Land in West-
europa, in dem die Arbeitslosenquote von Frauen unter
der von Männern liegt.
Eine eingehende Analyse findet sich bei Rose, Schmidt,
Wignanek (198 8).— Q —
Tabelle 2 - Struktur der Arbeitslosigkeit im Vereinigten
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Jeweils Oktober. - Jeweils September. - Durch Neurege-
lung des Arbeitslosengeldbezugs im September 1988 um etwa
3Ü Prozentpunkte gedrückt. - Geschätzt. - ,South East,
Greater London, East Anglia, South West. - Hessen,
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Bayern.
Quelle: CSPP-Database; Department of Employment; Bundesan-
stalt für Arbeit; eigene Berechnungen.
Ein weiterer Unterschied liegt in der Altersstruktur.
Im Vereinigten Königreich gibt es eine beträchtliche
Arbeitslosigkeit unter Jugendlichen: Etwa jeder achte
Arbeitslose ist jünger als 20 Jahre. In der Bundesre-
publik spielt hingegen die Jugendarbeitslosigkeit eine
verhältnismäßig geringe Rolle. Die Bundesrepublik steht
hierbei auch im Vergleich zu vielen anderen Ländern gut
da.-10 -
Das Gemeinsame ist hingegen der hohe Anteil von Lang-
zeitarbeitslosen. In der Bundesrepublik sind rund ein
Drittel aller Arbeitslosen ein Jahr und länger ohne
Arbeit, im Vereinigten Königreich ist es sogar fast die
Hälfte. Während jedoch hierzulande der Anteil der Lang-
zeitarbeitslosen weiter steigt, hat er sich im Ver-
einigten Königreich inzwischen stabilisiert; absolut
ist dort die Anzahl der Langzeitarbeitslosen schon seit
einiger Zeit rückläufig.
Zu den Gemeinsamkeiten zählt auch, daß rund jeder
zweite Arbeitslose keinen Beruf erlernt und daß jeder
fünfte gesundheitliche Probleme hat. Die Ungelernten
und die Kranken bilden in beiden Ländern das Gros der
Langzeitarbeitslosen, die im Wettbewerb um knappe Ar-
beitsplätze die schlechtesten Karten haben.
Und schließlich: Gemeinsam ist beiden Ländern, daß sich
die Arbeitslosigkeit auf bestimmte Regionen konzen-
triert, vorzugsweise auf den Norden und Westen, also
die alten Industrieregionen. Im Vereinigten Königreich
sind das neben Nordirland insbesondere Schottland,
Wales und die Midlands, in der Bundesrepublik das Ruhr-
gebiet, das Saarland und die norddeutschen Küstenregio-
nen.
Eine vergleichende Problemanalyse muß sich daher auf folgen-
de Themen konzentrieren, auf die Arbeitslosigkeit
bei Männern und Frauen,
bei Jungen und Alten,
bei Qualifizierten und Unqualifizierten,
im Norden und Süden.
Dort findet sich vermutlich der Schlüssel zum Verständnis
des Problems.- 11 -
2. Die Schwerpunkte: Anatomie der Langzeitarbeitslosigkeit
5. Sowohl im Vereinigten Königreich als auch in der Bun-
desrepublik kommt es immer mehr zu einer Segmentierung der
Arbeitslosigkeit: Es schälen sich zwei Gruppen von Arbeits-
losen heraus - diejenigen, die gute Chancen haben, nach
relativ kurzer Zeit wieder einen Arbeitsplatz zu finden, und
diejenigen, die schon längere Zeit nach einem Arbeitsplatz
Ausschau halten und deren Vermittlungschancen ausgesprochen
schlecht sind. Die erste Gruppe ist (noch) in der überzahl.
Für den größeren Teil der Arbeitnehmer, die von Arbeits-
losigkeit betroffen werden, dauert die Arbeitsplatzsuche nur
kurze Zeit. Man kann sagen, es handelt sich hierbei weit-
gehend um Such- oder Wartearbeitslosigkeit (Search- oder
Wait-Unemployment). In beiden Ländern registrieren die
Arbeitsämter Jahr für Jahr zwischen 3% und 4% Millionen An-
meldungen und eine ähnlich hohe Anzahl von Abmeldungen. Bei
einem großen Teil aller Fälle endet die Arbeitslosigkeit
binnen eines halben Jahres (Tabelle 3). Such- oder Warte-
arbeitslosigkeit gehört zu den notwendigen Begleiterschei-
nungen einer dynamischen Wirtschaft, in der der Wechsel des
Arbeitsplatzes oder der Ein- und Austritt in den Erwerbs-
prozeß etwas ganz Normales sind. Insofern ist Such- oder
Wartearbeitslosigkeit kein Problem für die Wirtschaftspoli-
tik. Diese ist allenfalls dort gefordert, wo die Verweil-
dauer in Arbeitslosigkeit, aus welchen Gründen auch immer,
übermäßig lang ist und damit für den einzelnen und für die
Volkswirtschaft im ganzen Kosten entstehen.
Das Problem sind vielmehr jene Arbeitslosen, die sich seit
längerem vergeblich um einen Arbeitsplatz bemühen. In beiden
Ländern ist das ein weitgehend identischer Personenkreis. Er
besteht vornehmlich aus Ungelernten, Alten und Kranken.
Trotzdem gibt es auch bemerkenswerte Unterschiede. Sie kön-
nen als Indiz dafür gewertet werden, daß Langzeitarbeits-
losigkeit kein unüberwindbares Problem ist, sondern daß es
in Teilbereichen Lösungsmöglichkeiten gibt.- 12 -
Tabelle 3 - Zugänge in und Abgänge aus Arbeitslosigkeit im
Vereinigten Königreich und in der Bundesrepu-
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Quelle: CSPP-Database; Department of Employment; Bundesan-
stalt für Arbeit; eigene Berechnungen.Bibliothek
4e* Instituts für.Weltwirtschaft
- 13 -
a. Arbeitslosigkeit unter Männern und Frauen
6. Der auffälligste Unterschied zur Bundesrepublik ist: Im
Vereinigten Königreich sind nicht nur mehr Frauen erwerbstä-
tig, es sind auch weniger arbeitslos. Die Erwerbsquoten lie-
gen seit langem beträchtlich höher und die Arbeitslosenquo-
ten seit kurzem beträchtlich niedriger als hierzulande (Ta-
belle 4). Im Frühjahr 1989 betrug die Arbeitslosenquote
(saisonbereinigt) nur noch 4& vH, verglichen mit 9 vH in der
Bundesrepublik. Innerhalb von 3 Jahren hat sich die Frauen-
arbeitslosigkeit im Vereinigten Königreich etwa halbiert,
wogegen sie in der Bundesrepublik nur ganz leicht gesunken
ist. Die Kehrseite ist freilich: Unter Männern ist Arbeits-
losigkeit im Vereinigten Königreich stärker verbreitet als
in der Bundesrepublik. Im Frühjahr 1989 waren noch rund 8 vH
aller männlichen Erwerbspersonen ohne Arbeit, hierzulande
waren es rund 6K vH.
Tabelle 4 - Erwerbsquoten und Arbeitslosenquoten von Frauen
im Vereinigten Königreich und in der Bundes-

























Quelle: CSPP-Database; Department of Employment, Statisti-
sches Bundesamt; eigene Berechnungen.
Die Unterschiede zwischen beiden Ländern zeigen sich auch
bei der Dauer der Arbeitslosigkeit: Während in der Bundes-
republik der Anteil der Langzeitarbeitslosen (ein Jahr und
länger arbeitslos) bei Männern und Frauen mit rund einem
Drittel etwa gleich hoch ist, ist im Vereinigten Königreich
der Anteil bei Männern mit rund 45 vH deutlich höher als bei- 14 -
Frauen mit rund 30 vH. Ausgedrückt in absoluten Zahlen: Es
gibt im Vereinigten Königreich unter den Langzeitarbeits-
losen dreieinhalb mal so viele Männer wie Frauen; in der
Bundesrepublik sind Männer und Frauen etwa gleichverteilt.
7. Aus alledem läßt sich der Schluß ziehen, daß im Ver-
einigten Königreich die Beschäftigungschancen für Frauen
insgesamt besser sind - besser als für Männer und besser als
für Frauen in der Bundesrepublik. Dies spiegelt sich auch in
der Beschäftigtenentwicklung der letzten Jahre: Von den 2,5
Millionen Arbeitsplätzen, die im Zeitraum von 1983 bis 1988
im Vereinigten Königreich zusätzlich entstanden sind, wurden
drei Fünftel mit Frauen besetzt; der prozentuale Zugewinn
war bei Frauen doppelt so groß wie bei Männern (Tabelle 5).
Zwar liegen auch hierzulande die Frauen bei der Besetzung
zusätzlicher Arbeitsplätze gegenüber den Männern vorn, aber
gemessen an den Unterschieden bei der Arbeitslosigkeit ist
der Vorsprung eher klein.
Tabelle 5 - Erwerbstätige im Vereinigten Königreich und in























































Quelle: Department of Employment, Statistisches Bundesamt;
eigene Berechnungen.- 15 -
Auffällig ist, daß im Vereinigten Königreich der größere
Teil der zusätzlichen Arbeitsplätze für Frauen Vollzeitar-
beitsplätze sind, wogegen es sich in der Bundesrepublik
überwiegend um Teilzeitarbeitsplätze handelt. Dennoch ist
die Quote der Teilzeitarbeitsplätze im Vereinigten König-
reich deutlich höher als in der Bundesrepublik (1988: 42,5
bzw. 33,5).
b. Arbeitslosigkeit unter Jungen und Alten
10. In allen Ländern ist die Arbeitslosigkeit bei jungen
und bei älteren Arbeitnehmern überdurchschnittlich hoch.
Arbeitslosigkeit trifft also vor allem jene, die am Anfang
und am Ende ihres Arbeitslebens stehen. Das kommt nicht von
ungefähr: Viele junge Menschen tun sich beim Übergang von
der Schule oder der Lehre in ein festes Arbeitsverhältnis
schwer. Und viele ältere Menschen, die ihren Arbeitsplatz
verloren haben, besitzen nur geringe Chancen, einen neuen
Arbeitsplatz zu finden. Denn zum Alter kommen häufig gesund-
heitliche Beschwerden und meistens eine fehlende oder man-
gelnde berufliche Qualifikation.
Während sich bei den über 55jährigen verhältnismäßig geringe
Abweichungen in den Arbeitslosenquoten zeigen - nur bei den
Frauen liegt die Quote im Vereinigten Königreich signifikant
niedriger als in der Bundesrepublik - sind bei den unter
20jährigen die Unterschiede recht groß. Im Gegensatz zur
Bundesrepublik hat das Vereinigte Königreich eine ausge-
prägte Jugendarbeitslosigkeit: Die Arbeitslosenquote liegt
dort - obwohl sie inzwischen stark rückläufig ist - immer
noch bei 12 vH (bei männlichen Jugendlichen beträgt sie
sogar 15 vH), verglichen mit 4% vH hier. Anders gewendet:
Während die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik nur halb
so hoch ist wie die Arbeitslosigkeit im Durchschnitt, ist
sie im Vereinigten Königreich fast doppelt so hoch.- 16 -
Tabelle 6 - Arbeitslosenquoten der unter 20jährigen und der














































Quelle: Department of Employment; Bundesanstalt für Arbeit;
eigene Berechnungen.
11. Jugendarbeitslosigkeit ist im Vereinigten Königreich
seit langem ein vieldiskutiertes Thema (Hart, 1988; National
Economic Development Office, 1988). Sie hängt, darüber sind
sich die Analytiker weitgehend einig, mit der vergleichs-
weise schlechten beruflichen Ausbildung britischer Jugend-
licher zusammen: Im Vereinigten Königreich gibt es eine
klare Trennlinie zwischen schulischer Bildung (education)
und der Arbeitswelt (work). Eine Brücke, die beides mitein-
ander verbinden könnte, wie das deutsche "duale System" der
Berufsausbildung, existiert nur in rudimentärer Form. Für
viele junge Briten führt deshalb der Weg von der Schulbank
zum Arbeitsplatz zunächst einmal über die Arbeitslosigkeit:
Mitte der achtziger Jahre fand nur jeder Fünfte der 16jäh-
rigen Schulabgänger sofort einen Job (Roberts, Dench,
Richardson, 1986).- 17 -
Schaubild 2 - Arbeitslosenquoten im Vereinigten Königreich
und in der Bundesrepublik nach Geschlecht,
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Quelle: Department of Employment; Bundesanstalt für Arbeit,- 18 -
Gleichwohl: Auch im Vereinigten Königreich ist nicht die
Arbeitslosigkeit unter Jugendlichen, sondern die unter älte-
ren Arbeitnehmern das größere Problem: Von den unter 25jäh-
rigen ist jeder vierte, von den über 50jährigen aber jeder
zweite schon länger als ein Jahr arbeitslos.
c. Arbeitslosigkeit unter Qualifizierten und Nichtgualifi-
zierten
12. Die Gründe für Arbeitslosigkeit mögen im einzelnen sehr
unterschiedlich sein, fast immer wurzeln sie jedoch in einer
unzureichenden beruflichen Qualifikation. In dieser Hinsicht
zeigen das Vereinigte Königreich und die Bundesrepublik ein
weithin identisches Bild: Unter den Ungelernten ist die Ar-
beitslosenquote doppelt so hoch wie unter den Gelernten,
also unter denjenigen mit einem beruflichen Ausbildungsab-
schluß. Auffällig ist freilich, daß die Unterschiede zwi-
schen Ungelernten und Gelernten in der Bundesrepublik größer
sind als im Vereinigten Königreich; das gilt vor allem für
die mittleren und höheren AltersJahrgänge und hier insbeson-
dere für Frauen (Schaubild 2). Dies deutet darauf hin, daß
hierzulande die Beschäftigungschancen für Ungelernte gene-
rell schlechter als im Vereinigten Königreich sind.
13. Die hohe Arbeitslosigkeit unter Ungelernten ist ein
Problem, das alle fortgeschrittenen Industrieländer gemein-
sam haben. Der Grund dafür liegt im wirtschaftlichen Struk-
turwandel: Einfache Arbeit wird in den fortgeschrittenen
Industrieländern zunehmend freigesetzt. Sie wird importiert,
und das heißt, durch Güter und Dienstleistungen aus Niedrig-
lohnländern verdrängt, und sie wird wegrationalisiert, also
durch Maschinenarbeit ersetzt. Die Möglichkeiten, einfache
Arbeit in einem Hochlohnland zu beschäftigen, sind be-
schränkt. Es gibt sie nur noch dort, wo einfache Arbeit
komplementär zu qualifizierter Arbeit ist, und dort, wo die
Konkurrenz aus dem Ausland und aus der Schattenwirtschaft
nicht übermächtig und wo zudem der Arbeitsprozeß einer- 19 -
Mechanisierung schwer zugänglich ist (Schmidt, 1988). Für
Ungelernte werden somit die Chancen auf einen Arbeitsplatz
immer schlechter.
14. Eine unzureichende Qualifikation kommt freilich nicht
immer nur von einer unzureichenden Erstausbildung her. Sie
kann auch das Ergebnis eines Qualifikationsverlustes am Ar-
beitsplatz sein. Der Strukturwandel entwertet nicht nur
Sachkapital in Form von Arbeitsplätzen, sondern auch Human-
kapital in Form von beruflichen Fähigkeiten und Fertigkei-
ten. Auffällig ist: In beiden Ländern wächst die Anzahl von
arbeitslosen Facharbeitern. Nach landläufiger Meinung han-
delt es sich um gut qualifizierte Kräfte; freilich besitzen
diese andere Qualifikationen, als sie der Markt verlangt.
Es kommt hinzu, daß ein Teil der Arbeitslosen gesundheit-
liche Probleme hat; viele ältere Arbeitslose sind nur be-
dingt einsatzfähig. In der Bundesrepublik trifft das mitt-
lerweile für jeden dritten der rund 600 000 Langzeitarbeits-
losen zu, für das Vereinigte Königreich gibt es zwar keine
vergleichbaren Zahlen, doch liegen die Verhältnisse dort
vermutlich ähnlich. Gesundheitliche Defizite sind häufig
ein größeres Vermittlungshemmnis als Qualifikationsdefizite.
d. Arbeitslosigkeit in Nord und Süd
15. Mit dem Strukturwandel hängt es auch zusammen, daß sich
die Arbeitslosigkeit in beiden Ländern auf die traditionel-
len industriellen Ballungsgebiete und die angrenzenden peri-
pheren Regionen konzentriert. Im Vereinigten Königreich sind
das - gemessen an der Höhe der Arbeitslosenquoten - vor
Für "disabled persons" besteht keine Pflicht zur Eintra-
gung in das Arbeitslosenregister (Die Anzahl derjenigen
Personen, die um eine Registrierung in einem Jobcenter
nachgesucht haben, betrug zuletzt 50 000). Anders gewen-
det: Ein Teil dieses Personenkreises wird nicht als "un-
employed" gezählt, selbst wenn er Arbeitslosenunterstüt-
zung bezieht.- 20 -
Tabelle 7 - Regionale Arbeitslosenquoten im Vereinigten Königreich und






















































































































































































Quelle: Department of Employment; Bundesanstalt für Arbeit.
allem die Nordregionen (insbesondere in Cleveland, Durham,
Tyne and Wear), die Nordwest-Region (insbesondere Merseyside
and Greater Manchester), Schottland (insbesondere die
Strathclyde-Region und Glasgow), Wales, Yorkshire and Hum-
bershire (insbesondere South Yorkshire mit Sheffield) und
Teile der Midlands (insbesondere die West-Midlands um Bir-
mingham), außerdem Nordirland. In der Bundesrepublik sind es
wirtschaftlich sehr ähnlich strukturierte Regionen , wie
Schleswig-Holstein (insbesondere die Westküste und der Nor-- 21 -
den), Niedersachsen (insbesondere Nordfriesland), die Stadt-
staaten Hamburg und Bremen, Nordrhein-Westfalen (insbeson-
dere das Ruhrgebiet um Dortmund, Bochum, Duisburg, Essen und
Gelsenkirchen) und das Saarland. Auffällig ist, daß sich so-
wohl im Vereinigten Königreich als auch in der Bundesrepu-
blik die Streubreite der regionalen Arbeitslosenquoten ver-
größert hat. Die Problemregionen haben also gegenüber den
anderen Regionen an Boden verloren.
16. Die Zunahme der regionale Disparitäten bei den Arbeits-
losenquoten zwischen den (relativ) schrumpfenden Regionen im
Norden und Westen und den wachsenden im Süden erklärt sich
freilich nicht nur mit den Unterschieden im Anpassungsdruck.
Im Süden werden nicht nur weniger Arbeitsplätze im indu-
striellen Sektor abgebaut, es werden auch mehr Arbeitsplätze
im Dienstleistungssektor geschaffen als im Norden und
Westen. Das Problem liegt also zu einem guten Teil in der
unzureichenden Regenerationsfähigkeit der Krisenregionen. In
dieser Hinsicht demonstrieren das Vereinigte Königreich und
die Bundesrepublik gleichermaßen ihre Unfähigkeit, mit den
Schwierigkeiten fertig zu werden.
3. Die Gründe: Qualifikations- und Flexibilitätsdefizite
17. Die Diagnose hat zweierlei deutlich gemacht:
Sowohl im Vereinigten Königreich als auch in der Bun-
desrepublik ist die hohe Arbeitslosigkeit inzwischen
ein strukturelles und kein konjunkturelles Problem
mehr. Es zeigt sich darin, daß Angebot und Nachfrage
auf dem Arbeitsmarkt in qualitativer Hinsicht immer
weniger zusammenpassen. Auf dem Arbeitsmarkt werden
heute zumeist höhere und vor allem andere Qualifikatio-
nen verlangt, als sie viele Arbeitssuchende besitzen,
und sie werden zudem an anderen Orten gesucht, nämlich
dort, wo sie ohnehin knapp sind. Strukturelle Arbeits-
losigkeit läßt sich durch mehr Wirtschaftswachstum nur- 22 -
bis zu einem gewissen Grad reduzieren. Es bleibt, wie
die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, ein beträcht-
licher Sockel an Arbeitslosen - während anderswo der
Mangel an Arbeitskräften größer wird.
Sowohl im Vereinigten Königreich als auch in der Bun-
desrepublik beruht die strukturelle Arbeitslosigkeit
hauptsächlich auf fehlender oder falscher beruflicher
Qualifikation. Aber das jeweilige Muster zeigt unter-
schiedliche Facetten: Im Vereinigten Königreich ist die
Jugendarbeitslosigkeit überdurchschnittlich hoch, in
der Bundesrepublik gibt es eine relativ hohe Frauen-
arbeitslosigkeit. Beides widerlegt die landläufige Vor-
stellung, strukturelle Arbeitslosigkeit ließe sich
nicht erfolgreich bekämpfen. Beide Länder können, auf
unterschiedlichen Feldern, durchaus Erfolge vorweisen.
Vor dem Hintergrund ähnlicher verschiedenartiger Erfahrungen
erscheint es möglich, wesentliche Bedingungen zu definieren,
unter denen das Problem einer strukturellen Arbeitslosigkeit
lösbar ist.
18. Bei struktureller Arbeitslosigkeit, insbesondere, wenn
diese in ihrem Kern qualifikatorische Arbeitslosigkeit ist,
gibt es zwei Lösungen:
Die eine Lösung ist die berufliche Qualifizierung. An-
satzpunkte sind hier zum einen eine bessere und brei-
tere Erstausbildung, um jungen Menschen den Start ins
Berufsleben zu erleichtern, und zum anderen eine ge-
zielte Weiterbildung und Umschulung, um das Risiko von
Arbeitslosigkeit im fortgeschrittenen Alter zu verrin-
gern.
Die zweite Lösung läßt mehrere Optionen offen. Eine
davon ist, daß Arbeitslose mit Qualifikationsdefiziten
gewillt sind (und daß die Arbeitsmarktverfassung es
ihnen erlaubt), einen niedrigeren Lohn zu akzeptieren -
niedrig genug, um einfache Arbeit wieder rentabel zu
machen. Eine andere ist die Bereitschaft zu mehr Flexi-- 23 -
bilität, etwa zur Arbeit an Wochenenden und Feiertagen,
am späten Abend oder in der Nacht, im Schichtdienst
oder auf Abruf. Flexibilitätsbereitschaft wird vom
Markt nicht nur mit einem Arbeitsplatz, sondern häufig
auch mit einem höheren Lohn - einer Flexibilitätsprämie
- honoriert.
Von beiden Lösungen ist die Qualifizierung sicherlich die
bessere. Aber sie hat ihre Grenzen. Nach allen Erfahrungen
kommt für Qualifizierungs- und Requalifizierungsmaßnahmen
nur ein Teil der Arbeitslosen in Betracht. Und am wenigsten
kommen diejenigen in Betracht, die das Gros der Langzeit-
arbeitslosen bilden: Ältere und Kranke sowie andere schwer
vermittelbare Personen.
19. Der allgemeine Eindruck ist: In beiden Ländern wird in
dieser Hinsicht einiges getan - bei der beruflichen Ausbil-
dung und Weiterbildung und bei der Flexibilisierung auf dem
Arbeitsmarkt. In beiden Ländern sieht man inzwischen aber
auch deutlich die eigenen Defizite. Die britische Regierung
verschiebt die Gewichte in der Arbeitsmarktpolitik auf Maß-
nahmen zur beruflichen Qualifizierung und die deutsche Re-
gierung auf Maßnahmen zur Auflockerung des Arbeitsmarktes.
Aber jedes Land ist auf diesen Feldern auch gegenüber dem
anderen Land im Verzug. Bei der Deregulierung des Arbeits-
marktes und, was ebenso dringlich ist, bei der Deregulierung
der Dienstleistungsmärkte, hinkt die Bundesrepublik weit
hinter dem Vereinigten Königreich her. Das Vereinigte König-
reich wiederum hat es bislang nicht geschafft, den Rückstand
bei der beruflichen Bildung wettzumachen. In beiden Fällen
sind die Gründe in der Erstarrung der gesellschaftlichen In-
stitutionen (im Sinne von institutional rules) zu suchen
(Rose, Page, 1989). Der Versuch, hier etwas zu ändern, tan-
giert notwendigerweise Besitzstände und das wiederum ruft
unweigerlich politische Widerstände hervor. Dennoch führt
der Weg zurück zur Vollbeschäftigung nur über radikale Re-
formen. Radikale Reformen zeichnen sich dadurch aus, daß sie
Besitzstände nicht schonen.- 24 -
III. MASSNAHMEN GEGEN DIE ARBEITSLOSIGKEIT
1. Bisherige Erfahrungen
20. Im Vereinigten Königreich und in der Bundesrepublik
wird der Wirtschaftspolitik der Vorwurf gemacht, sie unter-
nehme zu wenig gegen die Arbeitslosigkeit. Das ist nicht
erst so, seit beide Länder bürgerlich-konservative Regie-
rungen unter Margaret Thatcher und Helmut Kohl haben. Gegen
diesen Vorwurf waren auch schon vorher die Labour-Regie-
rungen unter Harold Wilson und James Callaghan und die Re-
gierung der sozial-liberalen Koalition unter Helmut Schmidt
nicht gefeit. Verblüffend daran ist: Der Vorwurf kommt aus
zwei völlig entgegengesetzten Lagern - von den Befürwortern
einer aktiven staatlichen Beschäftigungspolitik wie von
deren Kritikern. Daran liegt nur scheinbar ein Widerspruch:
Den einen gehen die Aktivitäten des Staates nicht weit genug
(Schmid, 1987), den anderen gehen sie hingegen zu weit
(Soltwedel, 1984). Die einen wollen zusätzliche Ausgaben für
wirksame Programme, flankiert von einer Verkürzung der
Arbeitszeit und gezielten Maßnahmen zugunsten bestimmter
Gruppen von Arbeitslosen. Die anderen wollen weniger von
alledem. Für die Kritiker liegt die beschäftigungspolitische
Hauptverantwortung nicht bei den staatlichen Stellen, son-
dern bei den Privaten, also den Unternehmen und den Gewerk-
schaften. Dem Staat kommt hierbei nur die Aufgabe zu, gute
Bedingungen zu schaffen, unter denen die Privaten ihre Be-
schäftigungschancen wahrnehmen können. Die Frage, die es zu
beantworten gilt, lautet: Wo gibt es wirklich Handlungs-
spielraum für eine aktive staatliche Beschäftigungspolitik?
Was kann der Staat im einzelnen tun und was soll er besser
lassen? Die Antwort erfordert zunächst einen Blick zurück
auf 15 Jahre mehr oder weniger erfolglose Beschäftigungs-
politik in beiden Ländern.
21. Sowohl im Vereinigten Königreich als auch in der Bun-
desrepublik war die Beschäftigungspolitik (wie auch in- 25 -
anderen Ländern) in den vergangenen fünfzehn Jahren in mehr-
facher Hinsicht von einem markanten Kurswechsel begleitet.
Er zeigte sich vor allem in einem Schwenk
von einer nachfrage- zu einer angebotsorientierten
Politik,
von einer kurzfristig zu einer langfristig angelegten
Politik und
von einer Politik, die die Marktkräfte manipulierte, zu
einer Politik, die die Marktkräfte stärkte.
Der Wechsel vollzog sich freilich in beiden Ländern in zeit-
licher Hinsicht nicht synchron, und er vollzog sich auch
nicht mit dem gleichen Tempo. Das Vereinigte Königreich hat
den Wechsel später eingeleitet, dafür aber konsequenter vor-
genommen als die Bundesrepublik. Es hat auch die Prioritäten
teilweise anders gesetzt.
22. Der Übergang von einer nachfrageorientierten zu einer
angebotsorientierten Politik fand in den späten siebziger
und frühen achtziger Jahren statt. Bis dahin setzten beide
Länder, wenn auch mit unterschiedlichem Enthusiasmus, auf
eine Keynesianische Strategie: Sie versuchten im Zusammen-
spiel von expansiver Fiskalpolitik und Geldpolitik sowie
restriktiver Einkommenspolitik, die Arbeitslosigkeit nach
unten zu drücken. Diese Strategie, die wegen der beschleu-
nigten Inflation und der wachsenden Staatsverschuldung (so-
wie beim Vereinigten Königreich auch noch wegen der zuneh-
menden Leistungsbilanzdefizite) rasch an Grenzen stieß, hat
freilich nicht die erhofften Erfolge gebracht. Sie mußte
scheitern, weil sie zum damaligen Zeitpunkt die falsche
Strategie war. Sie ging von der Annahme aus, daß die Ar-
beitslosigkeit aus einem Mangel an Nachfrage resultierte.
Aber die Ursache der Arbeitslosigkeit war in Wirklichkeit
ein Mangel an rentablen Produktionsmöglichkeiten, der wie-
derum seine Ursache in einem Mangel an Wettbewerbsfähigkeit
als Folge eines zu hohen Kostenniveaus hatte.- 26 -
Die deutsche Wirtschaftspolitik zog aus dieser Fehldiagnose
früher als die britische die Konsequenzen. Die Bundesregie-
rung leitete schon Mitte der siebziger Jahre unter der Kanz-
lerschaft von Helmut Schmidt die Konsolidierung der öffent-
lichen Haushalte ein, und sie unterstützte damit die Geldpo-
litik in ihrem restriktiven Kurs. Beides zusammen führte
eine Wende in der Lohnpolitik herbei. Zwar gelang erst der
neuen Bundesregierung unter Helmut Kohl im Jahre 1982 der
Durchbruch - zwischenzeitlich, während der zweiten ölpreis-
krise (1978-80) kehrte die Regierung Schmidt sogar wieder
zu einer nachfrageorientierten Politik zurück - gleichwohl
hat die deutsche Wirtschaftspolitik international in den
siebziger Jahren früh eine Vorreiterrolle gespielt. Im Ver-
einigten Königreich bot sich dagegen erst Ende der siebziger
Jahre, nach dem Wahlsieg der Konservativen, die Chance für
einen Neubeginn. Kernstück war eine monetaristisch verstan-
dene Geldpolitik, die das Geldangebot drastisch beschnitt.
Sie hatte nicht nur das Ziel, die Inflation einzudämmen,
sondern sie sollte auch die Unternehmen und Gewerkschaften
auf ihre Eigenverantwortung für die Beschäftigung verweisen.
23. Die Abkehr von der Nachfragepolitik und die Hinwendung
zur Angebotspolitik hatte weitere Konsequenzen: Sie bedeu-
tete die Abkehr von einem kurzatmigen Krisenmanagement, das
für jedes Problem eine Lösung anbieten wollte. Angebots-
politik ist Wachstumspolitik, und die verlangt einen langen
Atem. Wachstumspolitik zielt vorrangig darauf, die Produk-
tivität der Unternehmen zu steigern und ihre Effizienz zu
verbessern - unter anderem durch den Zwang zur Bewährung im
Wettbewerb. Dazu gehört, daß Subventionen gestrichen werden,
auch wenn dies zunächst Arbeitsplätze kostet. In dieser Hin-
sicht ist die britische Regierung wesentlich resoluter ge-
wesen als die deutsche. Sie hat der eigenen Wirtschaft eine
Roßkur aufgezwungen, die ohne Beispiel ist (Matthews, Min-
ford, 1988). Einen Eindruck davon vermittelt der drastische
Arbeitsplatzabbau in den drei industriellen Krisenbranchen,
dem Kohlenbergbau, der Stahlindustrie und dem Schiffbau- 27 -
Schaubild 3 - Beschäftigungsentwicklung in ausgewählten
Industriebranchen im Vereinigten Königreich
und in der Bundesrepublik 1973-1986 (durch-
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eigene Berechnungen.
(Schaubild 3). Auf diesem Feld lag in den letzten Jahren
klar das Vereinigte Königreich vor der Bundesrepublik.
24. Die neue Wirtschaftspolitik ist auch dadurch charakteri-
siert, daß sie mit der landläufigen Vorstellung aufräumt,
eine gute Politik zeichne sich dadurch aus, daß der Staat
etwas tut. Bei der neuen Politik spielt das Unterlassen
häufig eine größere Rolle als das Handeln. Man setzt bei der
Lösung von Problemen mehr auf die Fähigkeiten von Märkten
und weniger auf die der Bürokratie. Im Mittelpunkt einer- 28 -
solchen Strategie steht die Deregulierung von Märkten (ein-
schließlich des Arbeitsmarktes) und die Privatisierung von
Aufgaben, die bisher der Staat wahrnimmt. Auch auf diesem
Gebiet ist das Vereinigte Königreich der Bundesrepublik in-
zwischen einen großen Schritt voraus.
25. Die neue Politik war lange Zeit umstritten, und sie ist
es auch heute teilweise noch, im Vereinigten Königreich mehr
als in der Bundesrepublik. Der Haupteinwand lautete: Sie hat
den Arbeitsmarkt zunächst zusätzlich belastet und nicht, wie
es angebracht gewesen wäre, die notwendige Entlastung ge-
bracht (Layard, 1989). Bei alledem wurde und wird übersehen,
daß es zu der neuen Politik vermutlich keine Alternative gab
und gibt, weil das meiste, was die Kritiker vorschlagen, in
der Vergangenheit schon vergeblich ausprobiert worden ist.
Der mittlerweile in Gang gekommene Abbau der Arbeitslosig-
keit deutet denn auch darauf hin, daß der eingeschlagene Weg
keine Sackgasse darstellt, auch wenn es noch ein steiniger
Weg bis zum Ziel ist.
2. Erkennbare Schwachpunkte
26. Die Grundlinie der neuen Politik war und ist es, die
Wachstumsbedingungen zu verbessern und die Beschäftigungs-
chancen zu mehren. Diesem Ziel ist die Politik in beiden
Ländern deutlich näher gekommen. Sie hat es aber nicht ge-
schafft, die strukturelle Arbeitslosigkeit entscheidend zu
verringern - erkennbar vor allem an der weiterhin hohen Ar-
beitslosigkeit bei Unqualifizierten.
Die Grundfrage, auf die die Wirtschaftspolitik noch eine be-
friedigende Antwort finden muß, lautet: Wie lassen sich in
einem Hochlohnland die Beschäftigungsbedingungen für einfa-
che Arbeit verbessern. Im Prinzip sind die Optionen, die
eine Regierung hat, wie schon erwähnt, klar definiert: Die
Regierung kann erstens mehr als bisher für die berufliche- 29 -
Qualifizierung tun. Sie kann zweitens die Deregulierung der
Märkte forcieren und damit größere Spielräume für ein
flexibleres Anbieterverhalten schaffen. Und sie kann Druck
auf die TarifParteien ausüben, mehr Lohndifferenzierung zu-
zulassen, vor allem dadurch, daß sie für mehr Außenseiter-
wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt sorgt.
27. In beiden Ländern muß das Thema der beruflichen Aus-
und Weiterbildung weiter auf der Agenda bleiben. Im Verei-
nigten Königreich, das auf diesem Gebiet einen großen Nach-
holbedarf hat, besitzt es inzwischen höchste politische
Priorität. Zwar hat die Thatcher-Regierung bereits vor
einiger Zeit eine Reihe von Maßnahmen initiiert, um Abhilfe
zu schaffen, wie das Youth Training Scheme (1983) oder die
Non-Advanced Further Education (1985). Doch die Erfolge las-
sen auf sich warten. Die Regierung hat deshalb einen grund-
legenden Umbau ("the most radical reform of Britain's
training System for over 20 years") angekündigt, um die
Arbeitslosigkeit bei unqualifizierten und den Mangel bei
qualifizierten Kräften zu beheben (Employment Department,
1988J.
1
Aber auch in der Bundesrepublik steht in dieser Hinsicht
nicht alles zum besten. Die berufliche Erstausbildung geht
teilweise ins Leere, weil sie den Bedürfnissen des Arbeits-
marktes nicht hinreichend Rechnung trägt (Schmidt, 1984),
und die berufliche Weiterbildung erfaßt mehr die ohnehin gut
Qualifizierten und weniger diejenigen, die Qualifikations-
defizite aufweisen. Die Bildungsreform wird hierzulande
immer noch vorrangig als Bildungsexpansion verstanden, und
nicht, wie es notwendig wäre, im Sinne von qualitativen Ver-
änderungen.
In eine ähnliche Richtung zielen auch die arbeitsmarktpo-
litischen Vorstellungen der Labour-Opposition (vgl. Labour
Party, 1987) .- 30 -
28. In beiden Ländern ist bei der Marktöffnung noch einiges
zu tun, am meisten freilich in der Bundesrepublik. Die deut-
sche Regierung ist der britischen Regierung auf ihrem Weg,
Dienstleistungsmärkte zu deregulieren und staatliche Unter-
nehmen zu privatisieren, nur zögernd gefolgt (Krakowski,
1988; Klodt, Schmidt et al., 1989); und es sieht auch nicht
aus, als wolle sie in naher Zukunft Versäumtes nachholen.
Dabei zeigt das britische Beispiel eindrucksvoll, wie groß
das Deregulierungspotential im Dienstleistungssektor - und
mithin auch das Potential an zusätzlichen Arbeitsplätzen
ist. So sind im Vereinigten Königreich seit dem Jahre 1983
im Einzelhandel 250 000 zusätzliche Arbeitsplätze entstan-
den, während in der Bundesrepublik die Anzahl der Arbeits-
plätze unverändert geblieben ist. Die Chance, durch eine
mutige Liberalisierung der Ladenschlußgesetzgebung zusätz-
liche Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen zu schaffen,
wurde durch den Streit um den "Dienstleistungsabend" einmal
mehr vertan.
Die britische Regierung hat sich auch nicht gescheut, das
"heiße Eisen" einer Reform der Arbeitsmarktverfassung anzu-
packen. Durch eine Reihe gesetzlicher Maßnahmen hat sie vor
allem die Beziehungen zwischen den Tarifparteien (industrial
relations) neu geordnet (Hanson, 1987). Die Regierung hat
damit an eine alte britische Tradition angeknüpft, möglichst
wenig staatlich zu regeln (Brown, 1987). Auf diese Weise hat
sie Raum geschaffen, daß die Tarifparteien ihre Konflikte
auf dem Verhandlungswege lösen; nach der "ökonomischen Theo-
rie des Rechts" ist die Verhandlungslösung in der Regel
einer bürokratischen Entscheidung vorzuziehen (Posner,
1977). Die deutsche Regierung hat sich bisher gescheut, eine
Reform der Arbeitsmarktverfassung ins Auge zu fassen, obwohl
der Arbeitsmarkt hierzulande stärker reglementiert ist als
im Vereinigten Königreich (Hector, 1988) . Sie hat sich sogar
die Forderung der deutschen Gewerkschaften nach einer "Har-
monisierung sozialer Schutzrechte" in einem einheitlichen
europäischen Binnenmarkt weitgehend zu eigen gemacht. Für
das Vereinigte Königreich (und eine Reihe anderer Länder in- 31 -
der EG) müßte das heißen: mehr statt weniger Regulierungen
auf dem Arbeitsmarkt - zum Nachteil der Arbeitslosen.
29. Angesichts der ungleichen Beschäftigungschancen zwi-
schen einzelnen Wirtschaftszweigen, Berufen, Qualifikationen
und Regionen bleibt schließlich das Problem der Lohndiffe-
renzierung auf der Tagesordnung. Auf diesem Feld hat sich
bisher nicht viel getan, und zwar in beiden Ländern glei-
chermaßen. Immerhin hat das Vereinigte Königreich im Jahre
1986 die Befugnisse der Wages Councils, denen die Festlegung
von Mindestlöhnen obliegt, stark beschnitten. Seither gibt
es keine Mindestlöhne für Jugendliche unter 21 Jahren mehr.
Der Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit im Vereinigten Kö-
nigreich läßt sich teilweise darauf zurückführen.
Das Problem besteht darin, daß in den produktivitätsschwa-
chen Branchen und Regionen und hier insbesondere in den un-
teren Qualifikationsgruppen häufig Löhne gefordert und ge-
zahlt werden,, die über denen liegen, die marktgerecht
wären. In diesem Falle müssen die Arbeitsplätze subventio-
niert werden - anderenfalls werden sie wegrationalisiert. In
beiden Ländern gehören deshalb direkte und indirekte Lohn-
subventionen zum Arsenal der Arbeitsmarktpolitik - die deut-
sche Bundesregierung hat gerade erst ein neues Programm auf-
gelegt, das für einen befristeten Zeitraum nach der Dauer
der Arbeitslosigkeit gestaffelte Lohnkostenzuschüsse an Un-
ternehmen vorsieht. Die Gewährung von Lohnsubventionen ist
immer ein Eingeständnis, daß die Löhne nicht marktgerecht
sind. Auf die Dauer ist die Subventionierung allerdings
keine Lösung. Sie erzeugt Mitnahmeeffekte und fördert die
Fehlallokation.
3. Künftige Gestaltungsmoglichkeiten
30. Im Sog eines kräftigen konjunkturellen Aufschwungs mag
zwar die Arbeitslosigkeit in der nächsten Zeit weiter abneh-
men, weil weniger Menschen als bisher den Arbeitsplatz ver-- 32 -
lieren und mehr einen neuen finden und weil außerdem die
Suchprozesse kürzer werden. Aber das Problem der Langzeitar-
beitslosigkeit wird damit voraussichtlich nicht gelöst. Es
ist zu befürchten, daß das Vereinigte Königreich und die
Bundesrepublik mit einem beträchtlichen Sockel an schwer
vermittelbaren Arbeitslosen in die neunziger Jahre gehen
werden. In beiden Ländern sollte deshalb die Wirtschafts-
politik ihre Maßnahmen auf diesen Personenkreis konzentrie-
ren. Sie sollte jedoch die Schwerpunkte unterschiedlich set-
zen:
Im Vereinigten Königreich kommt es vor allem darauf an,
die Maßnahmen auf dem Gebiet der beruflichen Bildung zu
verstärken; das dringendste Problem ist hier die hohe
Jugendarbeitslosigkeit.
In der Bundesrepublik sollte sie dagegen mehr bei der
Deregulierung der Dienstleistungsmärkte und des Ar-
beitsmarktes tun, um die Beschäftigungschancen vor
allem von Frauen zu erhöhen.
Dabei dürfte sich für beide Länder lohnen, die Maßnahmen des
jeweiligen anderen Landes zu studieren - warum diese erfolg-
reich gewesen und warum sie gescheitert sind.
31. Das Vereinigte Königreich wie die Bundesrepublik besit-
zen, wie sich bisher schon gezeigt hat, bei der Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit ein erhebliches Gestaltungspotential.
Es ist deshalb zu fragen, warum dieses teilweise brach
liegt. Als wichtigster Grund dafür wird meistens die Furcht
der Politiker vor grundlegenden Veränderungen bei den über-
kommenen gesellschaftlichen Institutionen genannt - Fritz W.
Scharpf (1986) spricht sogar von "Grenzen der institutio-
nellen Reform": Im Kampf um Wählerstimmen, so hört man es
oft, zahlten sich Reformen nicht aus. Eine Partei, die den
Abbau von Besitzständen zum Programmpunkt erhebe, müsse be-
fürchten, mehr Wählerstimmen zu verlieren als sie anderswo
gewinnen könne. Diese Ansicht kann jedoch spätestens seit
dem Amtsantritt von Margaret Thatcher als widerlegt gelten.- 33 -
ANHANG .
ZUM REVISIONSBEDARF BEI DEN STATISTIKEN OBER ERWERBSTÄTIG-
KEIT IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
Erste Ergebnisse aus der Volks- und Berufszählung vom Mai
1987 (VZ) deuten darauf hin, daß die Entwicklung der Er-
werbstätigen vom Statistischen Bundesamt seit längerem un-
terschätzt worden ist. Während das Statistische Bundesamt
die Anzahl der Erwerbstätigen zum Zeitpunkt der VZ (25. Mai
1987) zunächst mit 25,9 Millionen (Inländerkonzept) angab,
geht es inzwischen von 26,9 Millionen, also von einer rund
eine Million höheren Zahl, aus. Für den Jahresdurchschnitt
1988 wird die Anzahl der Erwerbstätigen jetzt mit 27,3 Mil-
lionen angegeben, nach der bisherigen Fortschreibung hätte
sie bei 26,2 Millionen gelegen.
Die erheblichen Abweichungen bringen einen größeren Revi-
sionsbedarf im statistischen Gesamtsystem mit sich. Er be-
trifft das gesamte Zahlenwerk über die Wohnbevölkerung nach
Alter, Geschlecht und Erwerbstätigkeit (und hier wiederum
nach Wirtschaftsbereichen, Berufen und Regionen) sowie die
daraus abgeleiteten anderen Größen wie Erwerbsquoten oder
Arbeitslosenquoten (Rose, Schmidt, Wignanek, 1988).
Die Zahlen der VZ über die Wohnbevölkerung stimmen - in
der Summe, nicht jedoch immer in der Struktur - recht
gut mit den Ergebnissen der bisherigen Fortschreibung
überein. Sie decken sich auch weitgehend mit den hoch-
gerechneten Ergebnissen des Mikrozensus vom März 1987,
dessen Hochrechnungsverfahren freilich auf den Ergeb-
nissen der Bevölkerungsfortschreibung beruht. Bis zum
Beweis des Gegenteils läßt sich davon ausgehen, daß Be-
völkerungsfortschreibung und Mikrozensus die zeitliche
Entwicklung in den Bevölkerungsprofilen zutreffend be-
schreiben.- 34 -
Was für die Wohnbevölkerung gilt, sollte auch für die
Erwerbstätigen gelten. Zwar scheint auch dort die
Entwicklung schon seit den frühen siebziger Jahren
unterschätzt worden zu sein, der Schwerpunkt lag jedoch
offensichtlich in der Rezession von 1980-82 (Schaubild
4). Seitdem scheint sich der Fortschreibungsfehler
nicht oder nicht nennenswert vergrößert zu haben. Die
Entwicklung seit den frühen achtziger Jahren dürfte
also in den unrevidierten Daten zutreffend wiederge-
geben werden.
Die Untererfassung der Beschäftigungsentwicklung
scheint sich auf zwei Bereiche zu konzentrieren: auf
die Untererfassung von Personen in Kleinunternehmen und
von Personen mit geringfügiger Beschäftigung. Sie
dürfte sich in erster Linie auf die Dienstleistungsbe-
reiche erstrecken, vor allem auf den Handel und die
Sonstigen Dienstleistungsunternehmen. Im Produzierenden
Gewerbe dürfte davon im wesentlichen nur das Baugewerbe
betroffen sein.
Ein revidiertes, konsistentes Zahlenwerk dürfte nicht vor
Ende 1990 vorliegen. Wie es im einzelnen aussehen wird,
darüber läßt sich derzeit nur spekulieren. Die in der Ana-
lyse zugrundegelegten Zahlen werden sich aber vermutlich nur
graduell ändern.- 35 -
Schaubild 4 - Erwerbstätige und beschäftigte Arbeitnehmer
nach dem Mikrozensus und den Volkswirtschaft-
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(a) Jeweils April/Mai. - (b) Jahresdurchschnitte.
Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen.- 36 -
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